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PRESSEMITTEILUNG Nr. 203/24 
Luxemburg, den 19. Dezember 2024 

Urteil des Gerichtshofs in den verbundenen Rechtssachen C-244/24 | [Kaduna]1 und C-290/24 | [Abkez]2 

Vorübergehender Schutz für Vertriebene aus der Ukraine: Ein 

Mitgliedstaat, der den Schutz über die Anforderungen des Unionsrechts 

hinaus auf bestimmte Personengruppen ausgedehnt hat, kann ihnen 

diesen entziehen, ohne das Ende des nach Unionsrecht gewährten 

vorübergehenden Schutzes abzuwarten 

Die niederländischen Behörden hatten zunächst beschlossen, den vorübergehenden Schutz für Vertriebene aus der 

Ukraine auf andere als die vom Unionsrecht erfassten Personengruppen auszudehnen. Später entschieden sie 

jedoch, diesen fakultativen Schutz zu entziehen. In seinem Urteil bestätigt der Gerichtshof, dass ein Mitgliedstaat in 

einem solchen Fall diesen Personen grundsätzlich den vorübergehenden Schutz entziehen kann, bevor der nach 

dem Unionsrecht gewährte vorübergehende Schutz beendet ist. Gegen diese Personen kann allerdings keine 

Rückkehrentscheidung ergehen, solange der fakultative Schutz in Kraft ist. 

Nach der Invasion der russischen Streitkräfte in der Ukraine führte die Europäische Union 2022 einen Mechanismus 

des vorübergehenden Schutzes für Vertriebene aus der Ukraine ein3. Diese europäische Regelung gilt zwingend für: 

a) ukrainische Staatsangehörige, b) Staatenlose und Staatsangehörige anderer Drittländer als der Ukraine, die 

internationalen Schutz genossen haben, c) Familienangehörige dieser beiden Gruppen, d) Staatenlose und 

Staatsangehörige anderer Drittländer als der Ukraine, die über einen unbefristeten Aufenthaltstitel in der Ukraine 

verfügen und nicht in der Lage sind, sicher und dauerhaft in ihr Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion 

zurückzukehren. 

Allerdings können die Mitgliedstaaten diesen vorübergehenden Schutz aus denselben Gründen auf alle anderen 

Gruppen von Vertriebenen aus der Ukraine ausdehnen. 

Die niederländischen Behörden gewährten zunächst allen Inhabern eines ukrainischen Aufenthaltstitels 

vorübergehenden Schutz, auch denjenigen mit einem befristeten Aufenthaltstitel. Später entschieden sie jedoch, 

einen solchen Schutz auf eine enger gefasste Personengruppe zu beschränken, nämlich auf Inhaber eines 

unbefristeten ukrainischen Aufenthaltstitels. Mehrere Personen, die nicht über einen solchen unbefristeten 

Aufenthaltstitel verfügen, denen aber in den Niederlanden bereits ein fakultativer vorübergehender Schutz 

gewährt worden war, klagten vor niederländischen Gerichten. 

Der niederländische Staatsrat und das Bezirksgericht Den Haag, Sitzungsort Amsterdam, haben dem Gerichtshof 

Fragen dazu vorgelegt, ob und wie ein Mitgliedstaat den in diesem Zusammenhang gewährten fakultativen Schutz 

beenden kann. 

In seinem Urteil weist der Gerichtshof darauf hin, dass der vorübergehende und sofortige Schutz Ausdruck des 

Grundsatzes der Solidarität und der gerechten Aufteilung der Verantwortlichkeiten unter den Mitgliedstaaten bei 

der Durchführung der Asylpolitik ist. Er hat Ausnahmecharakter und muss den Fällen eines Massenzustroms von 

Vertriebenen vorbehalten bleiben.  
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Bleiben Sie in Verbindung! 

In diesem Rahmen kann ein Mitgliedstaat, der einer Gruppe von Personen einen fakultativen 

vorübergehenden Schutz gewährt hat, ihnen diesen Schutz grundsätzlich entziehen. Die Mitgliedstaaten 

können über die Dauer des von ihnen gewährten fakultativen vorübergehenden Schutzes entscheiden, sofern 

dieser nicht vor dem von den Unionsorganen gewährten vorübergehenden Schutz beginnt bzw. nach diesem endet. 

Ferner ist der Mitgliedstaat verpflichtet, den Personen, die fakultativen vorübergehenden Schutz genießen, einen 

Aufenthaltstitel zu erteilen, der es ihnen ermöglicht, sich in seinem Hoheitsgebiet aufzuhalten, solange ihnen dieser 

Schutz nicht entzogen wird. 

Daraus folgt, dass diese Personen, solange sie weiterhin fakultativen vorübergehenden Schutz genießen, sich 

rechtmäßig im Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats aufhalten. Gegen diese Personen kann daher keine 

Rückkehrentscheidung ergehen, bevor der betreffende Mitgliedstaat den fakultativen Schutz beendet hat. 

HINWEIS: Mit einem Vorabentscheidungsersuchen haben die Gerichte der Mitgliedstaaten die Möglichkeit, dem 

Gerichtshof im Rahmen eines Rechtsstreits, über den sie zu entscheiden haben, Fragen betreffend die Auslegung 

des Unionsrechts oder die Gültigkeit einer Handlung der Union vorzulegen. Der Gerichtshof entscheidet dabei nicht 

den beim nationalen Gericht anhängigen Rechtsstreit. Dieser ist unter Zugrundelegung der Entscheidung des 

Gerichtshofs vom nationalen Gericht zu entscheiden. Die Entscheidung des Gerichtshofs bindet in gleicher Weise 

andere nationale Gerichte, wenn diese über vergleichbare Fragen zu befinden haben. 

Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nicht amtliches Dokument, das den Gerichtshof nicht bindet. 

Der Volltext und gegebenenfalls die Zusammenfassung des Urteils werden am Tag der Verkündung auf der Curia-

Website veröffentlicht. 

Pressekontakt: Hartmut Ost ✆ +352 4303-3255 

Filmaufnahmen von der Verkündung des Urteils sind abrufbar über „Europe by Satellite“ ✆ +32 2 2964106. 

 

 

 
 
1 Die vorliegende Rechtssache ist mit einem fiktiven Namen bezeichnet, der nicht dem echten Namen eines Verfahrensbeteiligten entspricht. 

2 Die vorliegende Rechtssache ist mit einem fiktiven Namen bezeichnet, der nicht dem echten Namen eines Verfahrensbeteiligten entspricht. 
3 Durchführungsbeschluss (EU) 2022/382 des Rates vom 4. März 2022 zur Feststellung des Bestehens eines Massenzustroms von Vertriebenen aus 

der Ukraine im Sinne des Artikels 5 der Richtlinie 2001/55/EG und zur Einführung eines vorübergehenden Schutzes. 

https://curia.europa.eu/juris/documents.jsf?num=C-244/24
http://ec.europa.eu/avservices/ebs/schedule.cfm?page=1
https://eur-lex.europa.eu/eli/dec_impl/2022/382/oj

